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EINSCHREIBEN                                                                         KOPIEN


An den Oberbürgermeister                                                      An den Oberbürgermeister 


Steueramt / Amt 22                                                                   Stadtkasse / Amt 21


                                                                                                   


40200   Düsseldorf                                                                     An den Oberbürgermeister 


                                                                                               und an den Rat der Stadt                   


                                                                                                    Düsseldorf





Betr.:    Widerspruch gegen Hundesteuerbescheid 2003 mit Aufschlag für „Kampfhunde“


              nach § 2 Abs. 2 HStS   sowie  Forderung vorläufigen Vollstreckungsschutzes 


                                              Kassenzeichen  190-0-604-2 


 


Bezug:  Meine Einsprüche und Klagen gegen „Kampfhundeaufschlag“ seit IV / 2000


               





Weil im o.e.  Bescheid nun schon „ganz obrigkeitlich“ auf eine Anrede völlig verzichtet wird, erspart das auch mir die Anwendung einer Floskel, welche im Gegensatz zu meiner durch Erfahrung mit diesem Steueramt reich begründeten Überzeugung stehen würde.





Der Nachweis der Nichtigkeit der LHV NRW und der sich darauf ausdrücklich berufenden Hundesteuersatzung der Stadt Düsseldorf wurde im bisherigen Verlauf von mir so oft geführt wie die offensichtliche Unfähigkeit der Stadtverwaltung dokumentiert, diese Problematik in den Widerspruchsbescheiden auch nur ansatzweise zu erfassen. Betreffende Urteile hatte ich mit Quellenangabe ebenso zitiert wie dazu das Schreiben des Städte- und Gemeindebundes NRW. Eine Wiederholung erscheint an dieser Stelle deshalb überflüssig. 





Das gebetsmühlenartig wiederholte Argument des Steueramtes bleibt ein durch 


ober- und höchstrichterliche Entscheidungen längst überholtes und keineswegs rechtskräftiges erstinstanzliche Urteil des Verwaltungsgericht Düsseldorf vom Oktober 2001 zur Rechtmäßigkeit dieser Satzung wegen Ermessensspielraums des Gemeinderats – 


gegen welches selbstverständlich die Berufung anhängig ist. Es wird wegen ungewöhnlich früher Terminierung im Vergleich zu anderen Verfahren ebenso Gegenstand einer Anfrage beim Justizministerium sein, wie wegen der Nichtberücksichtigung des bemerkenswerten und bis heute nicht aufgeklärten Gegensatzes zwischen Ratsbeschluss und veröffentlichter Satzung, wonach individuell als gefährlich aufgefallene Hunde in Düsseldorf keinem erhöhten Steuersatz unterliegen, sondern nur die  in den Anlagen zur LHV NRW gelisteten  „Kampfhunde“ allein wegen ihrer Zugehörigkeit zu dort bestimmten Rassen. 


Es ist kaum nachvollziehbar, wenn  Arbeitsaufwand  für Gemeindeverwaltungen  bei 


Heranziehung wirklich auffälliger Hundehalter zur Steuer höher zu bewerten wäre als die verfassungsmäßig garantierten Grundrechte unbescholtener Bürger auf Gleichbehandlung, Verhältnismäßigkeit und Notwendigkeit auch und gerade in niederrangigen kommunalen Satzungen. 
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Seit dem 01. 01. 2003 wurde die Landeshundeverordnung NRW nun durch ein neues  


Gesetz abgelöst. Damit haben auch 30 völlig willkürlich und ausschließlich hier  gelistete Rassen – darunter speziell die von mir gehaltenen Kuvasz-Hunde  – ihre nicht einmal 


versuchsweise begründete Gefährlichkeit wieder verloren. Die  im Bescheid erneut zitierte Hundesteuersteuersatzung der Stadt Düsseldorf aus dem Jahre 2000 widerspricht damit jetzt auch dem Landesrecht und hat bei schon bestehenden Verletzungen von Verfassung und höherrangigem nationalen und europäischen Recht auch noch diese Grundlage verloren, denn sie bezieht sich wörtlich auf die Rasselisten in der alten LHV, welche in 


dem jetzt gültigen Gesetz gar nicht mehr vorkommen.   





Rat und Verwaltung beweisen daher mit dem neuen Steuerbescheid nach jetzt ungültigen Listen wiederum ihre Mißachtung höherrangigen Rechts, statt etwa mit genereller vorläufiger Aussetzung des Vollzuges erhöhter Steuersätze bis zur letztlich doch  unvermeidbaren Revision der Hundesteuersatzung wenigstens eine Zwischenlösung zu suchen. Hierdurch werden nicht nur betroffene Bürger belästigt, verärgert und teilweise in ernste finanzielle Bedrängnis gebracht, sondern bei knappen Gemeindekassen auch noch öffentliche Gelder für Verfahrenskosten und Zinsen unrechtmäßig eingetriebener Steueraufschläge vergeudet, welche mit Sicherheit wegen fehlender Rechtsgrundlage wieder zurückzuzahlen sind. 


Eine Information bei den Nachbarstädten ohne „Kampfhundeaufschlag“ ( z.B. Köln oder Krefeld ) wäre nicht nur aus Kostengründen sinnvoll gewesen. 


 


Weil es mir in einem demokratischen Rechtsstaat unerträglich scheint, auf welche Weise sich derzeit Kommunalpolitiker und Verwaltung meiner Heimatstadt über Verfassung und Recht  erhaben dünken – meine sämtlich per Einschreiben an den Oberbürgermeister und den Rat der Stadt weitergeleiteten Schreiben in dieser Angelegenheit blieben ausnahmslos unbeantwortet – werde ich auch anderen betroffenen Bürgern zunächst im Wege der Selbsthilfe nahe legen, gegen diese Steuerbescheide  grundsätzlich Widersprüche einzulegen und sie bis zur Klage durchzuführen. Weitere Schritte werden gemeinsam erörtert.





Vorsorglich und nach den Erfahrungen der Vergangenheit weise ich darauf hin, dass ich


eine lediglich an alle Betroffenen mit identischem Text geschickte Ablehnung des Widerspruchs als „unbegründet“ ohne Eingehen auf  individuelle Argumente  umgehend mit einem Disziplinarverfahren gegen den Unterzeichner beantworten werde, weil auf


diese Weise Verwaltungsakte zu einer arbeitsvermeidenden Farce degradiert werden.





Meine eigenen gegen die Verantwortlichen auch persönlich einzuleitenden Aufsichts-, Disziplinar-, Schadenersatz- und Strafverfahren werden zum Zeitpunkt anstehender Gemeindewahlen hoffentlich einen Informationsstand erreicht haben, der sie dann zur Weiterleitung an interessierte Medien geeignet macht.








Dr. Klaus Arens 























